
 

  

S 35 KR 960/21

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Aligner/Invisalign-Methode

Benachteiligungsverbot
Kostenübernahme für eine
Zahnbehandlung bei Schwerbeschädigten
UN-BRK

Leitsätze 1. Im Einzelfall kann sich ein Anspruch auf
Kostenübernahme für eine
kieferorthopädische Behandlung mittels
sog. Aligner/Invisalign-Methode aus § 27
Abs. 1 Satz 1 und Satz 2 Nr. 2, § 28 Abs. 2
Satz 1, § 29 Abs. 1 SGB V i.V.m. § 2a SGB
V ergeben. Dies ist dann gegeben, wenn
konventionelle Methoden (wie eine
festsitzende Multiband-/Multibracket-
Apparatur oder ein herausnehmbares FKO-
Gerät) wegen einer schwersten
Behinderung (GdB 100) und einer
schweren Kiefer- und Zahnfehlstellung
sich als ungeeignet erweisen und den
besonderen behinderungsbedingten
Belangen des Versicherten
widersprechen.
2. Dass es sich bei der Aligner/Invisalign-
Methode um eine neue
Behandlungsmethode im Sinne von § 135
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB V handelt, für die
es (bisher) keine Empfehlung des
Gemeinsamen Bundesausschusses gibt,
steht als einfachgesetzlicher
Leitungsausschluss der
Leistungsgewährung nicht entgegen,
wenn sich der Verweis auf die
herkömmlichen Behandlungsmethoden
und die damit einhergehende Ablehnung
der Aligner/Invisalign-Methode als mit
dem Benachteiligungsverbot wegen
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Behinderung gemäß Art. 3 Abs. 3 Satz 2
GG und den Regelungen über die
Gewährung von Gesundheitsdiensten
gemäß Art. 25 der UN-
Behindertenrechtskonvention als
unvereinbar erweist.

Normenkette Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG
SGB V § 27 Abs. 1 Satz 1
SGB V § 28
SGB V § 29
SGB V § 2a

1. Instanz

Aktenzeichen S 35 KR 960/21
Datum 09.08.2022

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 KR 364/22
Datum 25.06.2024

3. Instanz

Datum -

Â 

I. Die Berufung der Beklagten gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
MÃ¼nchen vom 09.08.2022 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. Die Beklagte trÃ¤gt die notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin in
beiden RechtszÃ¼gen.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

T a t b e s t a n d :

Die Beteiligten des Berufungsverfahrens streiten um die KostenÃ¼bernahme fÃ¼r
eine kieferorthopÃ¤dische Behandlung mittels sog. Aligner-Therapie.

Die 2009 geborene KlÃ¤gerin leidet am Phelan-McDermid-Syndrom, einer genetisch
bedingten globalen EntwicklungsstÃ¶rung, einhergehend mit schwerer geistiger
Behinderung, fehlender Sprachentwicklung und neuromuskulÃ¤ren Symptomen. Bei
ihr besteht ein Grad der Behinderung (GdB) von 100 mit den Merkzeichen G, aG, H
und RF. Sie hat den Pflegegrad 5 und leidet unter einer schweren Kiefer- und
Zahnfehlstellung (KIG-Einstufung A5).

1.
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Unter Vorlage eines kieferorthopÃ¤dischen (KFO-)Behandlungsplanes des
Zahnarztes und KieferorthopÃ¤den H vom 09.10.2020 beantragte die KlÃ¤gerin,
vertreten durch ihre Mutter, zunÃ¤chst die KostenÃ¼bernahme fÃ¼r eine
kieferorthopÃ¤dische Behandlung mit voraussichtlichen Gesamtkosten i.H.v.
3.919,60 Euro, die die Beklagte mit Bescheid vom 27.10.2020 bewilligte.

Mit auf den 16.08.2020 datiertem Schreiben (Eingang bei der Beklagten am
28.10.2020) beantragte H unter Vorlage eines KFO-Behandlungsplanes vom
12.10.2020 die KostenÃ¼bernahme der kieferorthopÃ¤dischen Behandlung der
KlÃ¤gerin mittels Aligner-Therapie mit voraussichtlichen Gesamtkosten i.H.v.
6.591,14 Euro. Dabei verwies er auf ihre besondere gesundheitliche Situation,
darauf, dass die Behandlung aus medizinischen und nicht aus Ã¤sthetischen
GrÃ¼nden durchgefÃ¼hrt werden solle sowie darauf, dass Behandlungsalternativen
zur kausalen Behebung des Problems nicht vorhanden seien.

Der daraufhin von der Beklagten beauftragte Medizinische Dienst der
Krankenkassen in Bayern (MDK Bayern) kam in seiner zahnmedizinischen
Begutachtung nach Aktenlage vom 09.12.2020 (Ã¼bermittelt am 15.12.2020) zu
dem Ergebnis, dass die kieferorthopÃ¤dische Behandlung der KlÃ¤gerin mittels
Aligner-Therapie nicht zu befÃ¼rworten sei. Die Korrektur der vorliegenden Bisslage
mit Alignern sei mechanisch nicht mÃ¶glich. Die im Behandlungsplan angegebenen
Ziele kÃ¶nnten damit mechanisch nicht erreicht werden. Die Bisslage kÃ¶nne
grundsÃ¤tzlich chirurgisch korrigiert werden oder mittels Zahnextraktionen. Eine
Kompromissbehandlung sei auch mit konventionellen Mitteln mÃ¶glich. Die KIG-
Einstufung A5 von H wurde bestÃ¤tigt und zudem wurden die KIG-Einstufungen S4,
E5 und D5 festgestellt.

Mit streitgegenstÃ¤ndlichem Bescheid vom 28.12.2020 lehnte die Beklagte den
Antrag ab. Die Invisalign-Technik zÃ¤hle zu den auÃ�ervertraglichen Leistungen
und sei im Ersatzkassenvertrag ZahnÃ¤rzte (EKV-Z) nicht geregelt, weil im Rahmen
einer vertragszahnÃ¤rztlichen kieferorthopÃ¤dischen Behandlung eine
ausreichende und zweckmÃ¤Ã�ige Versorgung mit herausnehmbaren und/oder
festsitzenden BehandlungsgerÃ¤ten, auf die der Gutachter in seiner Stellungnahme
hingewiesen habe, sichergestellt sei.

Am 18.01.2021 rief H bei der Beklagten an, und wies darauf hin, dass die Krankheit
der KlÃ¤gerin eine Behandlung mittels Multiband-Apparatur ausschlieÃ�e. Es
kÃ¶nne nur eine Therapie mittels Aligner erfolgen (Aktenvermerk der Beklagten
vom 18.01.2021). Mit Widerspruch vom 19.01.2021 (bei der Beklagten eingegangen
am 21.01.2021) wandte sich auch die Mutter der KlÃ¤gerin gegen die Entscheidung
vom 28.12.2020.

Mit E-Mail vom 05.02.2021 reichte H eine ausfÃ¼hrliche Ã¤rztliche Stellungnahme
(wohl versehentlich datiert auf den â��16.08.2021â��) ein. Die Behauptungen der
Gutachterin, eine Aligner-Therapie wÃ¼rde â��deutlich lÃ¤nger andauernâ�� und
â��die therapeutischen Ziele kÃ¶nnen damit mechanisch nicht erreicht werdenâ��,
seien schlicht nicht haltbar. DafÃ¼r gebe es zahllose Gegenbeispiele und Urteile.
Eine Aligner-Therapie sei fÃ¼r die KlÃ¤gerin und ihre Mutter das einzig praktikable
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Therapiemittel. Die Patientin akzeptiere kaum FremdkÃ¶rper im Mund. Eine
konventionelle aktive Platte oder ein funktionskieferorthopÃ¤disches (FKO-)GerÃ¤t
wÃ¼rde nicht getragen werden. Eine Multiband-Apparatur sÃ¤he er Ã¤uÃ�erst
kritisch bzw. unter keinen UmstÃ¤nden als praktikabel an. Erstens weil diese
Apparatur Ã¤uÃ�erst pflegeintensiv sei und bei der Patientin bereits die normalen
MundhygienemaÃ�nahmen von der Mutter Ã¤uÃ�erst schwierig umgesetzt werden
kÃ¶nnten. Zweitens sei die festsitzende Apparatur relativ reparatur- und SOS-
anfÃ¤llig (Druckstellen, Verrutschen und Stiche der Bogen, Bracketverlust, â�¦).
Drittens mÃ¼sste alle 4-8 Wochen der Bogen gewechselt werden; es sei jedoch
keine Compliance ohne Narkose mÃ¶glich, was aus nachvollziehbaren GrÃ¼nden
ebenfalls nicht praktikabel und ethisch vertretbar wÃ¤re. Die KlÃ¤gerin mÃ¼sse
fÃ¼r jede zahnÃ¤rztliche und kieferorthopÃ¤dische Intervention und Inspektion in
eine Intubationsnarkose (ITN) versetzt werden. Die Aligner hingegen kÃ¶nne die
Mutter der KlÃ¤gerin zuhause einsetzen und wechseln. Sie lÃ¤gen wie eine
â��zweite Hautâ�� auf den ZÃ¤hnen an und reduzierten das FremdkÃ¶rpergefÃ¼hl
auf ein Minimum. Die Therapie sei fÃ¼r die Verbesserung der Kau- sowie der
Myofunktion nÃ¶tig. Der ursprÃ¼ngliche Kassenplan sei mit konventionellen
Apparaturen beantragt worden, da Aligner nicht im Leistungskatalog der
gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) enthalten seien. Um dennoch eine
zeitnahe Genehmigung einzuholen, habe er es fÃ¼r am sinnvollsten erachtet, den
konventionellen Plan einzureichen und anschlieÃ�end Ã¼ber einen privaten
Heilkostenplan eine Aligner-Therapie zu beantragen. Das Gutachten des MDK sei
eine vÃ¶llige Ausblendung der tatsÃ¤chlichen schwierigen UmstÃ¤nde des
schweren Falles und der damit einhergehenden Ausnahmesituation.

Mit Widerspruchsbescheid vom 18.05.2021 hielt die Beklagte an ihrer Auffassung
fest. Bei der Aligner-Therapie handele es sich um eine neue Behandlungsmethode.
Eine Empfehlung des Gemeinsamen Bundesauschusses (G-BA) liege nicht vor. Die
Krankenasse dÃ¼rfe daher keine Kosten fÃ¼r die kieferorthopÃ¤dische Behandlung
mittels Aligner-Therapie Ã¼bernehmen. Der MDK habe darÃ¼ber hinaus auf die
Methoden der konventionellen kieferorthopÃ¤dischen Behandlung verwiesen. Diese
sei bereits mit Bescheid vom 27.10.2020 bewilligt worden.

2.
Gegen die vorgenannten Verwaltungsentscheidungen (Zugang des
Widerspruchbescheids am 28.05.2021) hat die KlÃ¤gerin durch ihren
BevollmÃ¤chtigten am 28.06.2021 Klage zum Sozialgericht MÃ¼nchen (SG)
erheben lassen und den Anspruch auf KostenÃ¼bernahme der Aligner-Therapie auf
die Vorschrift des Â§ 2 Abs. 1a Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch â�� Gesetzliche
Krankenversicherung (SGB V) gestÃ¼tzt. Bei der KlÃ¤gerin liege eine
wertungsmÃ¤Ã�ig vergleichbare Erkrankung vor, wie sie der Gesetzgeber in Â§ 2
Abs. 1a SGB V normiert habe. Das Phelan-McDermid-Syndrom, von dem es weltweit
nur ca. 1.000 diagnostizierte FÃ¤lle gebe, Ã¤uÃ�ere sich bei der KlÃ¤gerin als eine
primÃ¤r genetisch bedingte globale EntwicklungsstÃ¶rung, die mit schwerer
geistiger Behinderung, mangelnder Sprachentwicklung und ausgeprÃ¤gter
Muskelhypotonie einhergehe. Sie kÃ¶nne weder verbal kommunizieren, noch stehen
oder gehen und ohne Hilfsmittel nicht selbststÃ¤ndig sitzen. Dies bedinge die
Besonderheit im Rahmen einer zahnmedizinischen Behandlung: Die KlÃ¤gerin
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kÃ¶nne bei einer Behandlung nicht mitwirken. Eine schwere Zahn- und
Kieferfehlstellung betreffe viele Menschen. Die Behandlung einer solchen Zahn- und
Kieferfehlstellung bei der KlÃ¤gerin sei aufgrund der Erkrankung am Phelan-
McDermid-Syndrom nicht vergleichbar mit der Behandlung einer Person, die nicht
an diesem Syndrom erkrankt sei. Dies habe das Gutachten des MDK Bayern
verkannt. Der groÃ�e Vorteil der gewÃ¼nschten Behandlungsmethode liege in der
MundhygienefÃ¤higkeit, da die Aligner herausgenommen werden kÃ¶nnten. Dies
sei gerade bei motorisch beeintrÃ¤chtigen Patienten ein groÃ�er Vorteil, der
ZahnschÃ¤digungen vorbeuge. Die konventionelle Behandlung sei bei der KlÃ¤gerin
nur durch massiven Einsatz von Narkose mÃ¶glich. TatsÃ¤chlich mÃ¼sse jeder
Behandlungsschritt sowie jeder der vom MD vorgeschlagenen â��engmaschigenâ��
Kontrolltermine in Narkose erfolgen. Eine Einstellung der festen Apparatur in
Narkose mache keinen Sinn, da jegliches Feedback unmÃ¶glich sei. Der Zahnarzt
sei bei der Einstellung einer festen Apparatur zumindest auf eine kÃ¶rperliche
Reaktion angewiesen, da er wissen mÃ¼sse, ob die geÃ¤nderte Einstellung noch
ertrÃ¤glich sei. Eine solche Reaktion kÃ¶nne unter Narkose nicht erfolgen. Diese
Einstellung Ã¼bernehme bei Alignern der Computer, der insoweit passgenauer
arbeiten kÃ¶nne. Eine ITN sei lediglich ca. jÃ¤hrlich notwendig, da auch die Aligner-
Therapie eine regelmÃ¤Ã�ige Ã�berwachung, Diagnostik und
Zwischenauswertungen erfordere und zudem sog. Case Refinements mit virtueller
Planung von Korrekturschienen. SchlieÃ�lich sei nach Â§ 2a SGB V den besonderen
Belangen behinderter und chronisch kranker Menschen Rechnung zu tragen
(KlagebegrÃ¼ndung vom 09.12.2021 und Schriftsatz vom 08.02.2022).

Die Beklagte hat auf ihre bisherige Argumentation verwiesen (Erwiderung vom
10.01.2022).

Im Termin zur ErÃ¶rterung der Sach- und Rechtslage am 26.07.2022 hat die
Kammervorsitzende zum Ausdruck gebracht, dass sie das Klagebegehren fÃ¼r
begrÃ¼ndet hÃ¤lt. Zur MÃ¶glichkeit der Entscheidung durch Gerichtsbescheid
wurden die Beteiligten angehÃ¶rt. Hinsichtlich der Einzelheiten wird auf das
Sitzungsprotokoll verwiesen.

Mit Schriftsatz vom 01.08.2022 hat die Beklagte an ihrer Haltung festgehalten.

Mit Gerichtsbescheid vom 09.08.2022 hat das SG die Beklagte unter Aufhebung der
ablehnenden Verwaltungsentscheidungen verurteilt, die Kosten fÃ¼r die Aligner-
Therapie der KlÃ¤gerin zu Ã¼bernehmen. Die KlÃ¤gerin habe in ihrem Einzelfall
Anspruch auf eine kieferorthopÃ¤dische Behandlung mittels Aligner-Methode gem. 
Â§Â§ 27 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, 28 Abs. 2 Satz 1, 29 Abs. 1 SGB V i.V.m. Â§ 2a SGB V,
wonach den besonderen Belangen behinderter und chronisch kranker Menschen
Rechnung zu tragen ist. Auf die Einzelheiten der ausfÃ¼hrlichen BegrÃ¼ndung wird
Bezug genommen.

3.
Gegen den am 10.08.2022 zugestellten Gerichtsbescheid vom 09.08.2022 hat die
Beklagte mit Schriftsatz vom 01.09.2022 Berufung zum Bayerischen
Landessozialgericht (LSG) eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung hat sie im Wesentlichen
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darauf verwiesen, dass eine Anspruchsgrundlage fÃ¼r die begehrte Leistung nicht
erkennbar sei. Aus Â§ 2a SGB V sei kein Anspruch ableitbar, da es sich (nur) um
eine Auslegungsregel handele. Selbst wenn eine andere Art der Korrektur der
Zahnfehlstellung der KlÃ¤gerin nicht in Betracht kommen sollte, kÃ¶nne dies nicht
zu einer Leistungsverpflichtung der GKV fÃ¼hren. Denn damit wÃ¼rde einerseits
die Anerkennung dieser Methode durch die HintertÃ¼r akzeptiert und andererseits
dem â��amorphenâ�� Â§ 2a SGB V zu viel Gewicht eingerÃ¤umt werden
(BerufungsbegrÃ¼ndung vom 19.09.2022).

In ihrer Berufungserwiderung vom 14.10.2022 hat die KlÃ¤gerin durch ihren
BevollmÃ¤chtigten die Meinung vertreten, dass die Berufung die Begriffe der
ausgeschlossenen Leistungen und der nicht vom G-BA anerkannten Leistungen
vermenge. Das SG habe nicht verkannt, dass die Aligner-Therapie keine
vertragszahnÃ¤rztliche Leistung sei. Nachdem auf Grund der ausfÃ¼hrlichen
Stellungnahme des behandelnden KieferorthopÃ¤den H ausreichend belegt sei,
dass im Fall der KlÃ¤gerin auf Grund ihrer Behinderung eine konventionelle
Therapie mittels Multiband-Apparatur nicht durchfÃ¼hrbar und auch nicht
vertretbar sei, sei die begehrte Aligner-Therapie damit wirksam, zweckmÃ¤Ã�ig und
notwendig. Unter Hinzurechnung der Kosten fÃ¼r die vielen notwendigen Narkosen
bei einer Multiband-Versorgung sei anzunehmen, dass die begehrte Aligner-
Therapie sich im gleichen Kostenrahmen bewege, so dass auch die
Wirtschaftlichkeit gewahrt bleibe. Die Beklagte hingegen verweise die KlÃ¤gerin
weiterhin auf eine untaugliche Behandlungsmethode und gebe mit der
herabwÃ¼rdigenden Formulierung â��amorphâ�� an, dass der Regelung des Â§ 2a
SGB V im Falle einer Aufrechterhaltung der Entscheidung â��zu viel Gewichtâ��
eingerÃ¤umt werde. Dieser Sichtweise auf die Interessen und BedÃ¼rfnisse
behinderter Menschen sei eine deutliche Absage zu erteilen.

Mit Schriftsatz vom 07.12.2022 hat die Beklagte nochmals ihre ablehnende Haltung
wiederholt. Es sei â��absurdâ��, die Zahnfehlstellung der KlÃ¤gerin als eine
notstandsÃ¤hnliche Extremsituation im Sinne von Â§ 2 Abs. 1a SGB V zu sehen.

Die in der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 25.06.2024 (ebenfalls) erschienene Mutter
der KlÃ¤gerin hat auf Nachfrage erklÃ¤rt, dass inzwischen wÃ¤hrend des laufenden
Rechtsstreits die Aligner-Therapie begonnen worden sei und gute Erfolge zeige.
Bislang habe der behandelnde Zahnarzt keine Rechnung gestellt. Er habe auch
nicht erwartet, dass in dem besonderen Fall der KlÃ¤gerin die Leistungen abgelehnt
werden kÃ¶nnten und habe insoweit â��auf seine eigene Kappeâ�� die Behandlung
begonnen.

Die Beklagte beantragt,
den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 09.08.2022 aufzuheben
und die Klage abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Im Ã�brigen wird auf das Protokoll der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 25.06.2024
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sowie die Prozessakten des LSG (L 5 KR 364/22) und des SG (S 35 KR 960/21) und
die Verwaltungsakten der Beklagten, deren wesentlicher Inhalt Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen ist, Bezug genommen.

E n t s c h e i d u n g s g r Ã¼ n d e :

Die Berufung der Beklagten gegen den Gerichtsbescheid des SG vom 09.08.2022 ist
zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 151 SGG), aber unbegrÃ¼ndet.

Die als kombinierte Anfechtungs- und Verpflichtungsklage nach Â§ 54 Abs. 1 Satz 1
SGG zulÃ¤ssige Klage ist begrÃ¼ndet. Der Bescheid der Beklagten vom 28.12.2020
in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 18.05.2021 ist rechtswidrig und verletzt
die KlÃ¤gerin in ihren Rechten. Die KlÃ¤gerin hat in ihrem besonderen Einzelfall
Anspruch auf KostenÃ¼bernahme durch die Beklagte fÃ¼r die begehrte
kieferorthopÃ¤dische Behandlung mittels sog. Aligner-Methode gemÃ¤Ã� Â§ 27 Abs.
1 Satz 1 und Satz 2 Nr. 2, Â§ 28 Abs. 2 Satz 1, Â§ 29 Abs. 1 SGB V i.V.m. Â§ 2a SGB
V (dazu 1.). Dass es sich bei der Aligner-Methode um eine â��neueâ��, bisher nicht
empfohlene Behandlungsmethode im Sinne von Â§ 135 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB V
handelt, steht dem Anspruch der KlÃ¤gerin gemÃ¤Ã� Art. 3 Abs. 3 Satz 2, Art. 1
Abs. 3 Grundgesetz (GG) und Art. 25 des Ã�bereinkommens der Vereinten Nationen
Ã¼ber die Rechte von Menschen mit Behinderungen vom 03.05.2008
(Behindertenrechts-konvention, UN-BRK), in Deutschland in Kraft seit 01.01.2019,
nicht entgegen (dazu 2.).

1. Anspruch aus Â§ 27 Abs. 1 Satz 1 und Satz 2 Nr. 2, Â§ 28 Abs. 2 Satz 1, Â§ 29
Abs. 1 SGB V i.V.m. Â§ 2a SGB V

Grundlage der rechtlichen Beurteilung sind zunÃ¤chst die Vorschriften der Â§ 27
Abs. 1 Satz 1 und Satz 2 Nr. 2, Â§ 28 Abs. 2 Satz 1 und Â§ 29 Abs. 1 SGB V i.V.m. Â§
2a SGB V. Nach Â§ 27 Abs. 1 Satz 1 SGB V haben Versicherte Anspruch auf
Krankenbehandlung, wenn sie notwendig ist, um eine Krankheit zu erkennen, zu
heilen, ihre Verschlimmerung zu verhÃ¼ten oder Krankheitsbeschwerden zu
lindern. Die Krankenbehandlung umfasst nach Â§ 27 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB V die
zahnÃ¤rztliche Behandlung. Nach Â§ 28 Abs. 2 Satz 1 SGB V zÃ¤hlt die
kieferorthopÃ¤dische Behandlung zur zahnÃ¤rztlichen Behandlung. Da die
KlÃ¤gerin das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, kommt der
Leistungsausschluss wegen Alters mit Ausnahmeregelung nach Â§ 28 Abs. 2 Satz 6
und Satz 7 SGB V vorliegend nicht zum Tragen.

Weiter konkretisiert Â§ 29 SGB V den Anspruch auf zahnÃ¤rztliche Behandlung in
Form der kieferorthopÃ¤dischen Behandlung. GemÃ¤Ã� dessen Absatz 1 haben
Versicherte Anspruch auf kieferorthopÃ¤dische Versorgung in medizinisch
begrÃ¼ndeten Indikationsgruppen, bei denen eine Kiefer- oder Zahnfehlstellung
vorliegt, die das Kauen, BeiÃ�en, Sprechen oder Atmen erheblich beeintrÃ¤chtigt
oder zu beeintrÃ¤chtigen droht.

Nach den gemÃ¤Ã� Â§ 29 Abs. 1 i.V.m. Abs. 4, Â§ 92 Abs. 1 SGB V beschlossenen
â��Richtlinien des Bundesausschusses der ZahnÃ¤rzte und Krankenkassen fÃ¼r die
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kieferorthopÃ¤dische Behandlungâ�� (i.d.F. vom 04.06.2003 und vom 24.09.2003,
in Kraft getreten am 01.01.2004) ist nach Ziff. B. 2. fÃ¼r eine Behandlung zulasten
der GKV eine Einstufung mindestens in den Behandlungsbedarfsgrad 3 der
Indikationsgruppen erforderlich.

So liegt der Fall hier: Bei der schwerbehinderten (GdB 100) und unter einer
schweren Kiefer- und Zahnfehlstellung leidenden KlÃ¤gerin ist die Zuordnung zu
den kieferorthopÃ¤dischen Indikationsgruppen (KIG) A5, S4, E5 und D5 gegeben
(zahnmedizinische Begutachtung des MDK vom 09.12.2020), die jeweils Ã¼ber dem
Behandlungsbedarfsgrad 3 liegen. Dementsprechend wurde die
kieferorthopÃ¤dische Behandlung der KlÃ¤gerin mit Bescheid vom 27.10.2020
bewilligt. Die grundsÃ¤tzliche Notwendigkeit der kieferorthopÃ¤dischen Behandlung
sowie der grundsÃ¤tzliche Anspruch darauf sind daher zwischen den Beteiligten
unstrittig. Hiervon ist auch das SG in der angefochtenen Entscheidung
ausgegangen.

Zutreffend hat das SG auch Â§ 2a SGBV, wonach den besonderen Belangen
behinderter und chronisch kranker Menschen Rechnung zu tragen ist, als weitere
Anspruchsgrundlage (i.V.m. den o. g. leistungsrechtlichen Vorschriften) fÃ¼r das
Begehren der KlÃ¤gerin herangezogen. Zwar wird Â§ 2a SGB V (nur) als
â��Auslegungshilfeâ�� zur Konkretisierung des verfassungsrechtlich verankerten
Verbots der Benachteiligung behinderter Menschen in Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG im
Leistungsrecht der GKV angesehen, die einen gesetzlichen Leistungsausschluss
nicht zu Ã¼berwinden vermag (BSG, Urteil vom 06.03.2012 â�� B 1 KR 10/11 R,
BSGE 110, 94 = BeckRS 2012, 69634, Rn. 12 m.w.N.). Den â��besonderen
Belangenâ�� Rechnung zu tragen, bedeutet zudem nicht, jegliche Leistung zu
jedem Zeitpunkt zur VerfÃ¼gung zu stellen. Â§ 2a SGB V verpflichtet jedoch, auf die
Belange der behinderten oder chronisch kranken Menschen besonders zu achten, d.
h. auch im Sinne einer individuellen Medizin dem jeweils individuellen
Gesundheitsproblem volle Aufmerksamkeit zu schenken (Plagemann, in:
Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB V, 4. Aufl. Stand: 15.06.2020, Â§ 2a SGB V Rn. 25,
m.w.N.). Eine Leistung der GKV ist danach weder ausreichend noch zweckmÃ¤Ã�ig
oder bedarfsgerecht, wenn sie nach Art, Inhalt, Umfang und den UmstÃ¤nden der
Leistungserbringung nicht den besonderen Belangen des Leistungsberechtigten
entspricht, z. B. wenn sie bestehende Unvereinbarkeiten verschiedener Arzneimittel
oder sonstiger Therapiearten nicht beachtet (vgl. Plagemann, a.a.O., Rn. 20).

So liegt der Fall hier: Nach dem durch die Beklagte in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung letztlich nicht mehr bestrittenen Vortrag des BevollmÃ¤chtigten der
KlÃ¤gerin und vor allem der zahnÃ¤rztlich-kieferorthopÃ¤dischen Stellungnahme
des H vom 05.02.2021 ist der Senat davon Ã¼berzeugt, dass im besonderen Fall
der KlÃ¤gerin die Aligner-Versorgung das einzig geeignete und praktikable
Therapiemittel ist. Konventionelle Methoden (wie eine festsitzende
Multiband-/Multibracket-Apparatur oder ein herausnehmbares FKO-GerÃ¤t) sind
fÃ¼r die KlÃ¤gerin wegen ihren schweren Erkrankung/Behinderung ungeeignet und
wÃ¼rden ihren besonderen behinderungsbedingten Belangen geradezu
widersprechen. Die vom MD als Behandlungsalternative genannten
Zahnextraktionen widersprechen dem Anspruch der KlÃ¤gerin auf
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kieferorthopÃ¤dische Behandlung und sind zudem ethisch nicht vertretbar vor dem
Hintergrund einer mÃ¶glichen Behandlung mit der Aligner-Methode. Der Senat ist
daher der Auffassung, dass im speziellen Fall der KlÃ¤gerin viel dafÃ¼r spricht, dass
sich die â��Auslegungshilfeâ�� des Â§ 2a SGB V vorliegend ausnahmsweise zu
einem Anspruch auf die begehrte Aligner-Versorgung verdichtet. Er verkennt dabei
nicht, dass es fÃ¼r die Aligner/Invisalign-Methode als neue Behandlungsmethode
(bislang) keine Empfehlung des G-BA gibt (dazu sogleich). Vorliegend erfolgt die
Aligner-Versorgung jedoch ausschlieÃ�lich aus zwingenden medizinischen, nicht aus
GrÃ¼nden des Komforts oder der Ã�sthetik/Diskretion oder gar â�� wie im Fall des
LSG NRW (Beschluss vom 24.05.2017 â�� L 1 KR 660/15, juris Rn. 24) â�� aus
RÃ¼cksichtnahme auf sportliche AktivitÃ¤ten des Zahnpatienten. Es liegt auf der
Hand, dass es fÃ¼r diese Fallgruppen keinen positiven Beschluss des G-BA gibt und
zukÃ¼nftig wohl auch nicht geben wird.

2. Kein Ausschluss nach Â§ 135 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB V

Bei der Aligner/Invisalign-Methode handelt es sich um eine â��neueâ��
Behandlungsmethode im Sinne von Â§ 135 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB V, fÃ¼r die es
(bisher) keine Empfehlung des G-BA gibt (vgl. auch LSG NRW, Beschluss vom
24.05.2027, a.a.O., Rn. 33). Auch dem erkennenden Senat ist nicht bekannt, dass
Ã¼berhaupt ein entsprechendes Antragsverfahren beim G-BA anhÃ¤ngig wÃ¤re.
Das Benachteiligungsverbot wegen Behinderung (Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG) (dazu a.)
und die Regelungen Ã¼ber die GewÃ¤hrung von Zugang zu Gesundheitsdiensten
nach Art. 25 UN-BRK (dazu b.) Ã¼berwinden jedoch im speziellen Fall der KlÃ¤gerin
diesen einfachgesetzlichen Leitungsausschluss (dazu c.).

a. Nach Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG darf niemand wegen seiner Behinderung
benachteiligt werden; eine Schlechterstellung von Menschen mit Behinderungen ist
nur zulÃ¤ssig, wenn dafÃ¼r zwingende GrÃ¼nde vorliegen. Untersagt sind auf die
Behinderung bezogene Ungleichbehandlungen, die fÃ¼r den behinderten Menschen
zu einem Nachteil fÃ¼hren. Eine nach Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG verbotene
Benachteiligung liegt nicht nur bei MaÃ�nahmen vor, die die Situation von
Behinderten wegen der Behinderung verschlechtern. Eine Benachteiligung kann
auch bei einem Ausschluss von Entfaltungs- und BetÃ¤tigungsmÃ¶glichkeiten
gegeben sein, wenn dieser Ausschluss nicht durch eine auf die Behinderung
bezogene FÃ¶rderungsmaÃ�nahme hinlÃ¤nglich kompensiert wird. Untersagt sind
alle Ungleichbehandlungen, die fÃ¼r Menschen mit Behinderungen zu einem
Nachteil fÃ¼hren. Erfasst werden auch mittelbare Benachteiligungen, bei denen
sich der Ausschluss von BetÃ¤tigungsmÃ¶glichkeiten nicht als Ziel, sondern als
Nebenfolge einer MaÃ�nahme darstellt (BVerfG, Beschluss vom 30.01.2020 â�� 2
BvR 1005/18, juris Rn. 35; m.w.N.).

Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG beinhaltet auÃ�er einem Benachteiligungsverbot auch einen
FÃ¶rderauftrag. Er vermittelt einen Anspruch auf die ErmÃ¶glichung
gleichberechtigter Teilhabe nach MaÃ�gabe der verfÃ¼gbaren finanziellen,
personellen, sachlichen und organisatorischen MÃ¶glichkeiten (BVerfG, a.a.O., Rn.
35; Beschluss vom 29.01.2019 â�� 2 BvC 62/14, juris Rn. 56 m.w.N.). Verbreitet
wird Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG ein Paradigmenwechsel entnommen: Der tradierte
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sozialstaatlich-rehabilitative Umgang mit behinderten Menschen durch FÃ¼rsorge,
die das Risiko der EntmÃ¼ndigung und Bevormundung in sich trÃ¤gt, wird durch
einen Anspruch auf Schutz vor Diskriminierung ersetzt, bei dem nicht nur die
benachteiligte Minderheit angesprochen, sondern auch die Mehrheitsgesellschaft in
die Verantwortung genommen wird (vgl. BVerfG, Beschluss vom 30.01.2020, a.a.O.,
Rn. 36, m.w.N.).

SchlieÃ�lich ist das Verbot der Benachteiligung von Menschen mit Behinderungen
gemÃ¤Ã� Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG Grundrecht und zugleich objektive
Wertentscheidung. Aus ihm folgt â�� Ã¼ber das sich aus dem Wortlaut unmittelbar
ergebende Verbot der Benachteiligung hinaus â�� im Zusammenwirken mit
speziellen Freiheitsrechten, dass der Staat eine besondere Verantwortung fÃ¼r
behinderte Menschen trÃ¤gt (BVerfG, Beschluss vom 30.01.2020, a.a.O., Rn. 37).
Zudem kann sich der Schutzauftrag des Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG in bestimmten
Konstellationen ausgeprÃ¤gter SchutzbedÃ¼rftigkeit zu einer konkreten
Schutzpflicht verdichten (zuletzt: BVerfG, Beschluss vom 16.12.2021 â�� 1 BvR
1541/20, juris Rn. 97). Zu solchen Konstellationen gehÃ¶rt neben der als gezielten
Angriff auf die MenschenwÃ¼rde zu wertenden Ausgrenzung von Personen wegen
einer Behinderung die Situation, dass mit einer Benachteiligung wegen Behinderung
Gefahren fÃ¼r hochrangige grundrechtlich geschÃ¼tzte RechtsgÃ¼ter
einhergehen, was insbesondere der Fall ist, wenn der Schutz des Lebens in Rede
steht (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG). DarÃ¼ber hinaus kann sich eine konkrete
Handlungspflicht auch in Situationen struktureller Ungleichheit ergeben. Die
SchutzbedÃ¼rftigkeit ist gemindert, wenn die Betroffenen die zumutbare
MÃ¶glichkeit haben, sich vor einer SchÃ¤digung selbst zu schÃ¼tzen oder ihr
auszuweichen. Sie hÃ¤ngt zudem von Art, NÃ¤he und AusmaÃ� der in der
gesellschaftlichen Wirklichkeit vorfindlichen oder drohenden Benachteiligungen ab
(BVerfG, Beschluss vom 16.12.2021, a.a.O., Rn. 97 m.w.N. zur
verfassungsrechtlichen Rechtsprechung).

b. Neben der EuropÃ¤ischen Menschenrechtskonvention (EMRK) ist auch die UN-
BRK bei der Auslegung des Grundgesetzes zu berÃ¼cksichtigen. Die Konvention
behandelt den Anspruch auf Gleichbehandlung und das Schutzgebot gegen die
Benachteiligung wegen einer Behinderung, die auch in Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG
enthalten sind. Das Grundgesetz lÃ¤sst sich ohne weiteres entsprechend auslegen.
In der Sache geht auch die Konvention Ã¼ber den deutschen Grundrechtsschutz
nicht hinaus (BVerfG, Beschluss vom 16.12.2021, a.a.O., Rn. 102; Beschluss vom
30.01.2020, a.a.O., Rn. 40; jeweils m.w.N. zur verfassungsrechtlichen
Rechtsprechung).

Nach Art. 1 Abs. 1 UN-BRK zielt die Konvention darauf, â��den vollen und
gleichberechtigten Genuss aller Menschenrechte und Grundfreiheiten durch alle
Menschen mit Behinderungen zu fÃ¶rdern, zu schÃ¼tzen und zu gewÃ¤hrleisten
und die Achtung der ihnen innewohnenden WÃ¼rde zu fÃ¶rdern.â�� Die
Vertragsstaaten sind nach Art. 25 BRK insbesondere verpflichtet, Menschen mit
Behinderung einen in jeder Hinsicht diskriminierungsfreien Zugang zu der fÃ¼r sie
notwendigen Gesundheitsversorgung zu verschaffen. Das entspricht im
Wesentlichen dem Benachteiligungsverbot aus Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG (BVerfG,
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Beschluss vom 16.12.2021, a.a.O., Rn. 103 unter Hinweis auf BSG, Urteil vom
15.10.2014 â�� B 12 KR 17/12 R, juris Rn. 30 f.; BSG, Urteil vom 08.03.2016 â�� B 1
KR 26/15 R, juris Rn. 24; jeweils m.w.N.).

In Art. 25 UN-BRK anerkennen die Vertragsstaaten das Recht von Menschen mit
Behinderungen auf das erreichbare HÃ¶chstmaÃ� an Gesundheit ohne
Diskriminierung aufgrund von Behinderung. Gesundheitsversorgung ist nach Art. 25
Satz 3 Buchst. a UN-BRK in derselben Bandbreite, von derselben QualitÃ¤t und auf
demselben Standard wie anderen Menschen zu gewÃ¤hrleisten. Nach Art. 25 Satz 3
Buchst. b UN-BRK bieten die Vertragsstaaten die Gesundheitsleistungen an, die von
Menschen mit Behinderungen speziell wegen ihrer Behinderungen benÃ¶tigt
werden. SchlieÃ�lich ist nach Art. 25 Satz 3 Buchst. f UN-BRK dafÃ¼r zu sorgen,
dass Gesundheitsleistungen nicht aufgrund von Behinderung vorenthalten werden
(vgl. BVerfG, Beschluss vom 16.12.2021, a.a.O., Rn. 106, m.w.N.).

c. Nach diesen MaÃ�stÃ¤ben erweist sich der Verweis der Beklagten auf die
herkÃ¶mmlichen Behandlungsmethoden und die damit einhergehende Ablehnung
der Aligner-Methode (Bescheid der Beklagten vom 28.12.2020 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 18.05.2021) als mit Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG und Art. 25
UN-BRK unvereinbar.

Dem legt der Senat zunÃ¤chst das bei der KlÃ¤gerin vorliegende Phelan-McDermid-
Syndrom als Grundleiden und ihre globale EntwicklungsstÃ¶rung zugrunde, welche
bei der KlÃ¤gerin mit einer schweren geistigen Behinderung, fehlender
Sprachentwicklung und neuromuskulÃ¤ren Symptomen einhergeht und den
hÃ¶chstmÃ¶glichen GdB von 100 bedingt. Wie bereits das SG konnte auch der
Senat in der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 25.06.2024 sich vom AusmaÃ� der
Erkrankung der KlÃ¤gerin ein Bild machen und feststellen, dass die KlÃ¤gerin weder
verbal kommunizieren, noch stehen oder gehen und ohne Hilfsmittel nicht
selbststÃ¤ndig sitzen kann. Dass die ablehnende Entscheidung der Beklagten nicht
wegen der Schwerbehinderung der KlÃ¤gerin erfolgt, ist unerheblich, weil â�� wie
oben aufgezeigt â�� Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG auch mittelbare Benachteiligungen, die
sich als (bloÃ�e) Nebenfolge der angegriffenen MaÃ�nahme darstellen, erfasst. Mit
den besonderen behinderungsbedingten zahntechnisch-kieferorthopÃ¤dischen
Belangen und Erfordernissen setzt sich die Beklagte in den streitgegenstÃ¤ndlichen
Verwaltungsentscheidungen indes nicht einmal ansatzweise auseinander. Sie
verkennt demgemÃ¤Ã�, dass â�� wie oben unter 1. erlÃ¤utert â�� nach der
zahnÃ¤rztlichen Stellungnahme des H vom 05.02.2021 die Aligner-Versorgung das
einzig geeignete und praktikable Therapiemittel ist und eine Behandlung mit
konventionellen Methoden (wie Multiband-/Multibracket-Apparatur oder FKO-
GerÃ¤t) bei der KlÃ¤gerin ungeeignet ist. Die fachliche EinschÃ¤tzung des H hÃ¤lt
der Senat auch deshalb fÃ¼r Ã¼berzeugend, weil es sich bei H um den
behandelnden Zahnarzt und KieferorthopÃ¤den der KlÃ¤gerin handelt und er sich
ausfÃ¼hrlich mit den Vor- und Nachteilen der verschiedenen
Behandlungsmethoden auseinandergesetzt hat. DemgegenÃ¼ber beschrÃ¤nkt sich
die (nur) nach Aktenlage erstellte Stellungnahme des MDK Bayern vom 15.12.2020
lediglich auf den Vorhalt gegenÃ¼ber H, warum er zunÃ¤chst am 09.10.2020 einen
Antrag auf KostenÃ¼bernahme mittels konventioneller Behandlungsmethoden
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gestellt hat und auf die formelhafte Feststellung, dass â��Die Bisslage
grundsÃ¤tzlich chirurgisch korrigiert werden [kann] oder mittels Zahnextraktionen.
Eine Kompromissbehandlung ist auch mit konventionellen Mitteln mÃ¶glich.â��

Als weiterer wesentlicher und besonderer Umstand kommt hinzu, dass die KlÃ¤gerin
bei einer zahnmedizinischen Behandlung nicht (aktiv) mitwirken kann und fÃ¼r jede
zahnÃ¤rztliche und kieferorthopÃ¤dische Intervention und Inspektion in Narkose
versetzt werden muss, was mit zusÃ¤tzlichen, u.U. nicht unerheblichen,
gesundheitlichen Risiken verbunden ist. Wie die Mitglieder des Senats aus eigener
persÃ¶nlicher Anschauung wissen, ist eine Einstellung und Nachjustierung der
herkÃ¶mmlichen Behandlungsmethoden (festsitzende Multiband-/Multibracket-
Apparatur oder herausnehmbares FKO-GerÃ¤t) nur mÃ¶glich, wenn der Patient sich
verbal mitteilen oder zumindest kÃ¶rperlich kommunizieren kann, ob die Apparatur
sitzt und ihre Einstellung (noch) ertrÃ¤glich ist. Diese RÃ¼ckkopplung mit dem
Zahnarzt ist der KlÃ¤gerin nicht mÃ¶glich. Dabei wird nicht Ã¼bersehen, dass die
KlÃ¤gerin auch im Falle der begehrten Behandlungsmethode bei jeder
zahnÃ¤rztlich/kieferorthopÃ¤-dischen Intervention in Narkose versetzt werden
mÃ¼sste und auch die Aligner-Therapie eine regelmÃ¤Ã�ige Ã�berwachung und
Nachsorge erfordert. Wie die KlÃ¤gerin unter Bezugnahme auf H Ã¼berzeugend hat
vorgetragen lassen, ist die Ã�berwachung- und Nachsorgefrequenz mit dem
jeweiligen Erfordernis der Narkose bei der Aligner-Methode jedoch ungleich
niedriger (ca. einmal im Jahr) als bei herkÃ¶mmlichen Behandlungsmethoden mit
Kontrollterminen ca. alle 4 bis 8 Wochen. ErgÃ¤nzend nimmt der Senat insoweit
Bezug auf die AusfÃ¼hrungen des SG im Gerichtsbescheid vom 09.08.2022 (S. 7, 2.
Absatz bis S. 9, 1. Absatz), die er sich zustimmend zu Eigen macht (Â§ 153 Abs. 2
SGG). Nach Auffassung des Senats befindet sich daher die KlÃ¤gerin in einer
Situation ausgeprÃ¤gter SchutzbedÃ¼rftigkeit, in der mit der Vorenthaltung der
begehrten Leistung und dem Verweis auf herkÃ¶mmliche Behandlungsmethoden
eine Gefahr fÃ¼r ihr grundgesetzlich geschÃ¼tztes Recht auf Leben nicht
ausgeschlossen werden kann, und die es rechtfertigt, dass sich der Schutzauftrag
des Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG nach den oben genannten GrundsÃ¤tzen vorliegend zu
einer konkreten Schutzpflicht verdichtet. Jedes andere Ergebnis ist vor diesem
Hintergrund weder medizinisch-ethisch noch juristisch vertretbar.

Lediglich ergÃ¤nzend weist der Senat darauf hin, dass er fÃ¼r
WirtschaftlichkeitserwÃ¤gungen (Â§ 12 SGB V) keinen Raum sieht, nachdem die
herkÃ¶mmlichen Behandlungsmethoden im Vergleich zur begehrten Aligner-
Therapie keine gleich geeigneten Methoden sind (vgl. dazu BSG, Urteil vom
10.11.2022 â�� B 1 KR 28/21 R, BeckRS 2022, 37810, Rn. 52 ff.).

Nach alledem konnte die Berufung keinen Erfolg haben.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und folgt dem Ergebnis der erst-
und zweitinstanzlichen Entscheidung in der Hauptsache.

GrÃ¼nde zur Zulassung der Revision liegen nicht vor (Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 und 2
SGG).
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